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Entscheidung des Monats – August 2025 

 

BGH, Urteil v. 30.04.2025 - 6 StR 326/24 
 

 

I. Leitsätze des Gerichts 

1. Ein Verschleiern i.S.d. § 261 Abs. 7 StGB erfordert ein zielgerichtetes und 
irreführendes Vorgehen, das darauf abzielt, dem Geldwäschegegenstand den 
Anschein einer legalen Herkunft zu verleihen oder die wahre Herkunft zu 
verbergen. 

2. Die bloße eigennützige Verwertung inkriminierter Gelder – etwa durch alltägliche 
Barkäufe oder Investitionen ohne Umgehung von Schutzmechanismen des Finanz- 
und Wirtschaftskreislaufs – erfüllt dieses Merkmal nicht. 

3. Alltägliche, offene Bargeldausgaben – wie der über einen längeren Zeitraum 
erfolgte Erwerb von Baustoffen in Baufachmärkten – stellen regelmäßig kein 
Verschleiern i.S.d. § 261 Abs. 7 StGB dar. 

II.  Sachverhalt 

Der Angeklagte (A) veranstaltete zwischen September 2020 und April 2023 in einem 
Kulturverein ohne behördliche Erlaubnis an über 200 Abenden Pokerrunden. Von jedem 
„Pot” behielt er fünf Prozent ein und erzielte hierdurch Einnahmen von mindestens 
240.000,00 €. Zudem betrieb er ohne Erlaubnis fünf Glücksspielautomaten und 
erwirtschaftete weitere 112.411,62 €. 

Im August 2021 erwarben A und die Mitangeklagte (M) zwei vollständig 
kreditfinanzierte Immobilien. Für Renovierungen und Umbauten setzte A rund 
100.000,00 € Bargeld aus den Glücksspieltaten ein. M unterstützte ihn, indem sie 
Anweisungen zu Arbeiten gab. Das Landgericht Stade (LG) verurteilte A u.a. wegen 
gewerbsmäßigen Veranstaltens unerlaubten Glücksspiels (§ 284 StGB), wegen 
vorsätzlicher Geldwäsche (§ 261 Abs. 1, 5, 7 StGB) und wegen Waffenbesitzes zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten. M erhielt wegen Beihilfe zur 
Geldwäsche eine Geldstrafe.1 

 

 
1  LG Stade, Urt. v. 04.12.2023 - 201 KLs 133 Js 10726/22 (20/23), n.v. 
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III. Entscheidungsgründe 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hob die landgerichtlichen Verurteilungen wegen 
Geldwäsche auf. Für den Angeklagten A kam – da er selbst Vortäter war – allein eine 
Strafbarkeit wegen Selbstgeldwäsche nach § 261 Abs. 7 StGB in Betracht. Diese 
Vorschrift setzt nach ihrem Wortlaut sowohl ein „Inverkehrbringen“ als auch ein 
„Verschleiern“ der rechtswidrigen Herkunft voraus. 

1. Inverkehrbringen 

Das Merkmal des Inverkehrbringens war nach Auffassung des Senats erfüllt. A 
habe rund 100.000 € Bargeld aus seinen Glücksspieleinnahmen in den 
Wirtschaftskreislauf eingespeist, indem er Baumaterialien in verschiedenen 
Märkten erwarb und Handwerker sowie Hilfskräfte für die Renovierung der 
Immobilien bezahlte. Damit habe er inkriminierte Werte in den legalen Finanz- 
und Güterkreislauf überführt. 

2. Verschleiern 

Hinsichtlich des Verschleierns verneinte der BGH jedoch die 
Tatbestandsverwirklichung. Ein Verschleiern erfordere nach der Auslegung des 
Senats „ein zielgerichtetes und irreführendes Vorgehen, das darauf abzielt, dem 
Gegenstand den Anschein einer legalen Herkunft zu verleihen oder die wahre 
Herkunft zu verbergen“. Nicht ausreichend sei es, wenn der Täter lediglich die 
Absicht habe, die Herkunft zu verbergen; vielmehr müssten „objektive 
Täuschungshandlungen“ hinzukommen, die eine Irreführung Dritter bezwecken. 

Vorliegend habe das LG lediglich festgestellt, dass A das Bargeld zur Finanzierung 
von Renovierungsarbeiten eingesetzt habe. Ein derartiges Verhalten erschöpfe 
sich aber in einer bloßen eigennützigen Verwertung der deliktischen Erträge. 
„Normale Renovierungen mit Bargeld“ erfüllten die Voraussetzungen eines 
Verschleierns nicht, da sie gerade keine gezielte Umgehung von 
Schutzmechanismen des Finanz- oder Wirtschaftsverkehrs darstellten. Im 
Gegenteil spreche es gegen ein irreführendes Verhalten, wenn über einen 
längeren Zeitraum hinweg offen Baumaterialien in Baufachmärkten erworben 
würden. 

3. Zur Mitangeklagten 

Auch die Verurteilung der M wegen Beihilfe zur Geldwäsche hielt 
revisionsrechtlicher Überprüfung nicht stand. Das LG habe nicht geprüft, ob M 
selbst als Vortatbeteiligte anzusehen sei. Nach den Feststellungen habe sie u.a. 
Schuldenlisten sowie eine Einnahmenliste für A geführt und Immobilien für die 
Renovierung zur Verfügung gestellt.  
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Sollte sie in dieser Weise in die Vortaten eingebunden gewesen sein, würde auch 
für sie der persönliche Strafausschluss des § 261 Abs. 7 StGB gelten. Da das LG dies 
nicht erörtert habe, war das Urteil insoweit aufzuheben. 

IV. Verteidigungsrelevanz 

1. Dogmatische Einordnung 

a. Die Entwicklung der Selbstgeldwäsche seit 2015 

Die vorliegende Entscheidung markiert einen Wendepunkt in der 
Rechtsprechung zur Selbstgeldwäsche, deren Entstehungsgeschichte die 
aktuellen Probleme verdeutlicht. Der Gesetzgeber führte die 
Selbstgeldwäsche 2015 mit der Begründung ein, manipulative 
Verschleierungshandlungen hätten „zusätzliche Auswirkungen auf die 
Marktteilnehmer und das allgemeine Vertrauen in den legalen Finanz- und 
Wirtschaftsverkehr” und gefährdeten „die Integrität des Wirtschafts- und 
Finanzkreislaufs”.2  

Diese Argumentation steht allerdings in Spannung zum anerkannten 
strafrechtlichen Prinzip der mitbestraften Nachtat, wonach nachgelagerte 
Handlungen des Vortäters grundsätzlich nicht eigenständig strafwürdig sind, 
wenn ihr Unrechtsgehalt bereits von der Vortat erfasst wird.3 

Die Reform von 2021 verstärkte diese systematischen Verwerfungen 
erheblich. Mit der Einführung des sogenannten all-crimes-Ansatzes kann 
seither prinzipiell jede rechtswidrige Tat Vortat einer Geldwäsche sein, was 
die praktische Relevanz der Selbstgeldwäsche dramatisch erweiterte. 4 
Gleichzeitig strich der Gesetzgeber das Merkmal „Verschleiern” aus den 
Absätzen 1 und 2 des § 261 StGB, beließ es jedoch in Absatz 7. Diese 
Gesetzessystematik führt zu dem paradoxen Ergebnis, dass für die 
Selbstgeldwäsche strengere Voraussetzungen gelten als für den 
Grundtatbestand – ein systematischer Bruch, den die Literatur zu Recht 
kritisiert.5 

 

 
2 BT-Drucks. 18/6389, S. 11. 
3  Jescheck/Weigend, Strafrecht AT, 5. Aufl., § 65 III. 
4  BT-Drucks. 19/24180, S. 34 f.; Fischer, StGB, 72. Aufl. 2025, § 261 Rn. 4c. 
5  Altenhain/Fleckenstein, JZ 2020, 1046, 1050 f.; Travers/Michaelis, NZWiSt 2021, 

125, 131 f.; Wolf, NJOZ 2021, 1025 ff. 



 
 
 
 

 
Seite 4 von 6 

b. Von extensiver zu restriktiver Auslegung 

Die Rechtsprechung zur Selbstgeldwäsche durchlief seit 2018 eine 
Wandlung, die in der vorliegenden Entscheidung ihren vorläufigen 
Höhepunkt findet. Der 5. Senat hatte 2018 noch eine weite Auslegung 
vertreten und bereits Bareinzahlungen ohne Einzahlerangabe oder die 
Nutzung von Strohmännern als ausreichend für ein Verschleiern 
angesehen. 6  Diese Rechtsprechung drohte praktisch jeden Umgang mit 
inkriminierten Geldern zu erfassen und die Selbstgeldwäsche konturlos 
werden zu lassen. 

Erste Korrekturen deuteten sich 2024 an, als der 5. Senat eine 
„Unrechtssteigerung” gegenüber der Vortat verlangte. 7  Die vorliegende 
Entscheidung des 6. Senats geht nun deutlich weiter und konkretisiert die 
Anforderungen an das Verschleiern durch die Forderung nach einem 
„zielgerichteten und irreführenden Vorgehen”. Damit vollzieht die 
Rechtsprechung eine längst überfällige Korrektur der zu weiten Auslegung 
und stellt die Selbstgeldwäsche auf eine dogmatisch solidere Grundlage. 

c. Doppelbestrafungsverbot und verfassungskonforme Reduktion 

Die restriktive Wendung der Rechtsprechung ist auch verfassungsrechtlich 
von erheblicher Bedeutung. Gegen die Selbstgeldwäsche werden seit ihrer 
Einführung Bedenken unter dem Gesichtspunkt des 
Doppelbestrafungsverbots aus Art. 103 Abs. 3 GG erhoben.8 Der Einwand 
lautet: Wenn der Unrechtsgehalt der Verwertungshandlung bereits in der 
Vortat enthalten ist, verstoße eine zusätzliche Bestrafung gegen das 
verfassungsrechtliche Doppelbestrafungsverbot. 

Der BGH wies diese Bedenken 2018 mit dem Argument zurück, die 
Selbstgeldwäsche schütze mit der Integrität des Finanz- und 
Wirtschaftskreislaufs ein eigenständiges Rechtsgut.9 Diese Argumentation 
überzeugt jedoch nur dann, wenn tatsächlich ein zusätzliches 
Unrechtsmoment vorliegt. Bei bloßer Verwertung ohne echte 
Verschleierungshandlungen fehlt es an diesem Zusatzunrecht, wodurch die 
verfassungsrechtlichen Bedenken wieder aufleben. 

 
6  BGH, Beschl. v. 27.11.2018 - 5 StR 234/18, NJW 2019, 533. 
7  BGH, Urt. v. 19.11.2024 - 5 StR 401/24, NStZ 2025, 349 (Rn. 12). 
8  Gazeas, NJW 2021, 1041, 1044 f. 
9  BGH, Beschl. v. 27.11.2018 - 5 StR 234/18, NJW 2019, 533 (Rn. 11). 
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Die aktuelle restriktive Linie des BGH lässt sich daher als faktische 
verfassungskonforme Auslegung verstehen. Indem das Gericht hohe 
Anforderungen an das Verschleiern stellt und objektive 
Täuschungshandlungen verlangt, begrenzt es die Selbstgeldwäsche auf Fälle 
mit echtem Zusatzunrecht. Die Rechtsprechung vollzieht damit eine 
Korrektur der vom Gesetzgeber zu weit gefassten Norm und stellt deren 
Verfassungskonformität durch restriktive Auslegung sicher, ohne auf eine 
formelle verfassungsgerichtliche Entscheidung angewiesen zu sein. 

d. Rechtspolitische Würdigung 

Die Entscheidung verdient rechtspolitisch uneingeschränkte Zustimmung. 
Seit Einführung des all-crimes-Ansatzes drohte der Geldwäschetatbestand 
seine Konturen zu verlieren und praktisch jeden Umgang mit Bargeld aus 
Vortaten zu erfassen. 10  Eine derart extensive Anwendung hätte die 
Selbstgeldwäsche von einer Ausnahmevorschrift für besonders verwerfliche 
Verschleierungshandlungen zu einem quasi-automatischen Strafzuschlag 
für jeden Vortäter werden lassen.  

Der BGH setzt dieser Entwicklung durch die klare Forderung nach objektiven 
Verschleierungshandlungen einen Riegel vor und stellt den ursprünglich 
intendierten Schutzcharakter der Norm wieder her. 

2. Auswirkungen auf die Praxis 

Die Entscheidung wird die Praxis nachhaltig prägen und sowohl für die 
Verteidigung als auch für die Strafverfolgung neue Maßstäbe setzen. 

Für die Verteidigung eröffnen sich erheblich verbesserte 
Argumentationsmöglichkeiten. Normale Bargeldnutzung, alltägliche Geschäfte 
oder gewöhnliche Investitionen ohne gezielte Umgehung von 
Kontrollmechanismen sind künftig regelmäßig nicht mehr als Selbstgeldwäsche zu 
bewerten. Die Verteidigung kann sich auf das vom BGH betonte Erfordernis 
objektiver Verschleierungshandlungen berufen und das Prinzip der mitbestraften 
Nachtat ins Feld führen, wenn es an einem echten Zusatzunrecht zur Vortat fehlt. 
Besonders bei Immobiliengeschäften, Renovierungen oder anderen größeren 
Anschaffungen mit Bargeld dürfte die Entscheidung zu Einstellungen führen, 
sofern keine gezielten Täuschungshandlungen nachweisbar sind. 

Für die Strafverfolgung verschärfen sich dagegen die Anforderungen erheblich. 
Subjektive Verschleierungsabsichten reichen nicht mehr aus; vielmehr müssen 

 
10  BeckOK-StGB/Ruhmannseder, 64. Ed. 2025, § 261 Rn. 65; Fischer, StGB, 72. Aufl. 

2025, § 261 Rn. 4c. 
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konkrete objektive Täuschungshandlungen nachgewiesen werden. Die 
Anklagebehörden sind gehalten, präzise darzulegen, welche Schutzmechanismen 
des Wirtschaftskreislaufs gezielt umgangen wurden und inwiefern dies über eine 
bloße Verwertung der Tatbeute hinausgeht. 

Gleichwohl bleiben wichtige Detailfragen ungeklärt. Unklar ist insbesondere, 
welche konkreten Handlungen als Umgehung von „Schutzmechanismen” zu 
qualifizieren sind, wie gemischte Sachverhalte zu bewerten sind und welche Rolle 
die Höhe der verwerteten Beträge spielt. Hier wird die weitere Entwicklung der 
Rechtsprechung Klarheit schaffen müssen. 

3. Ausblick 

Die Entscheidung markiert eine rechtspolitisch begrüßenswerte Trendwende in 
der Rechtsprechung zur Selbstgeldwäsche. Sie führt den Tatbestand zu seinem 
ursprünglich intendierten Anwendungsbereich zurück und verhindert eine 
ausufernde Kriminalisierung alltäglicher Vermögensverwertung durch Vortäter. 
Zugleich trägt die restriktive Auslegung den berechtigten verfassungsrechtlichen 
Bedenken gegen eine zu weite Anwendung der Selbstgeldwäsche Rechnung. 

Ob sich die anderen Senate dieser Linie anschließen werden, bleibt abzuwarten. 
Angesichts der überzeugenden dogmatischen Begründung und der 
verfassungsrechtlichen Notwendigkeit einer Begrenzung ist jedoch zu hoffen, dass 
die Entscheidung den Auftakt zu einer überfälligen systematischen Korrektur des 
Geldwäscherechts darstellt. Eine Rechtsprechung, die zwischen echter 
Verschleierung und bloßer Verwertung klar unterscheidet, wird sowohl dem 
Bestimmtheitsgebot als auch dem Verhältnismäßigkeitsprinzip besser gerecht als 
die bisherige extensive Praxis. 

Die verfassungsrechtlichen Spannungen um das Doppelbestrafungsverbot werden 
durch diese judikative Korrektur entschärft, ohne dass eine formelle 
verfassungsgerichtliche Klärung erforderlich wird. Dies unterstreicht die 
besondere Verantwortung der Rechtsprechung bei der verfassungskonformen 
Auslegung problematischer Normen und zeigt exemplarisch, wie durch eine am 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz orientierte Rechtsanwendung systematische 
Gesetzgebungsfehler korrigiert werden können. 

 

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht Felix Haug, Berlin 


